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Lehrmittelverordnung 
für die Volksschule 
(vom 20. August 2014)

Verordnung 
über den Lehrmittelverlag 
(Änderung vom 20. August 2014)

Der Regierungsrat beschliesst:

I. Es wird eine Lehrmittelverordnung für die Volksschule erlassen.

II. Die Verordnung über den Lehrmittelverlag vom 19. August
1998 wird geändert.

III. Die Lehrmittelverordnung für die Volksschule und die Ver-
ordnungsänderung werden auf den 1. November 2014 in Kraft gesetzt.
Wird ein Rechtsmittel ergriffen, wird über die Inkraftsetzung erneut
entschieden.

IV. Die Lehrmittelverordnung für die Volksschule vom 5. Januar
2000 wird auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verordnung gemäss
Dispositiv I aufgehoben.

V. Gegen die Verordnung gemäss Dispositiv I, die Verordnungs-
änderung gemäss Dispositiv II sowie gegen Dispositiv III und IV kann
innert 30 Tagen, von der Veröffentlichung an gerechnet, beim Verwal-
tungsgericht des Kantons Zürich Beschwerde erhoben werden. Die
Beschwerdeschrift muss einen Antrag und dessen Begründung enthal-
ten.
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VI. Veröffentlichung dieses Beschlusses, der neuen Verordnung,
der Verordnungsänderung und der Begründung im Amtsblatt.

Im Namen des Regierungsrates
Die Präsidentin: Der Staatsschreiber:
Aeppli Husi
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Lehrmittelverordnung 
für die Volksschule
(vom 20. August 2014)

Der Regierungsrat beschliesst:

Grundsatz§ 1. 1 Der Bildungsrat bestimmt die Ausrichtung des kantonalen
Lehrmittelwesens.

2 Er legt für Lehrmittel, die im Unterricht verwendet werden, Qua-
litätsanforderungen fest.

Obligatorische 
Lehrmittel 

§ 2. Der Bildungsrat legt fest, in welchen Fachbereichen obliga-
torische Lehrmittel verwendet werden.

b. Planung§ 3. Der Bildungsrat beschliesst für die obligatorischen Lehrmit-
tel eine mittelfristige Planung. Diese umfasst:
a. einen Anforderungskatalog an das Lehrmittel,
b. ein Konzept für Entwicklung oder Beschaffung, Einführung, Nut-

zung und Ablösung des Lehrmittels.

c. Mitwirkung 
der Lehrperso-
nen der Volks-
schule

§ 4. Die Bildungsdirektion stellt die Mitwirkung der Lehrper-
sonen der Volksschule bei der Schaffung und Beschaffung von Lehr-
mitteln sicher. Sie informiert die Lehrpersonen über die Planung im
Bereich der obligatorischen Lehrmittel.

Lehrmittel-
kommission 

§ 5. 1 Die Lehrmittelkommission besteht aus höchstens 19 Mit-
gliedern. Sie wird auf eine Amtsdauer von vier Jahren gewählt.

2 Der Bildungsrat ordnet ein oder zwei Mitglieder in die Lehr-
mittelkommission ab und ernennt die weiteren Mitglieder wie folgt:
a. höchstens sieben Lehrpersonen der Volksschule, auf Vorschlag der

Lehrpersonenkonferenz,
b. eine Lehrperson der Volksschule aus dem Kreis der privaten Lehrer-

organisationen,
c. eine Schulleiterin oder einen Schulleiter, auf Vorschlag des Ver-

bands der Schulleiterinnen und Schulleiter im Kanton Zürich,
d. ein Mitglied einer Schulpflege, auf Vorschlag des Vereins Zürcher

Schulpräsidien,
e. eine Vertretung der Elternschaft, auf Vorschlag der kantonalen

Elternmitwirkungs-Organisation Zürich,

a. Festlegung

a. Ernennung 
und Zusammen-
setzung
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f. eine Lehrperson der Berufsfachschulen des Kantons Zürich, auf
Vorschlag der Lehrpersonenkonferenz der Berufsfachschulen des
Kantons Zürich,

g. eine Lehrperson der Mittelschulen des Kantons Zürich, auf Vor-
schlag der Lehrpersonenkonferenz der Mittelschulen,

h. zwei Vertretungen der Pädagogischen Hochschule Zürich,
i. eine Mitarbeiterin oder einen Mitarbeiter des Volksschulamts,
j. eine Mitarbeiterin oder einen Mitarbeiter des Lehrmittelverlages.

3 Er bestimmt den Vorsitz.

b. Aufgaben § 6. 1 Die Lehrmittelkommission berät den Bildungsrat, das Volks-
schulamt und den Lehrmittelverlag bei:
a. der Ausrichtung des kantonalen Lehrmittelwesens,
b. der Planung im Bereich der obligatorischen Lehrmittel,
c. der Erarbeitung des Anforderungskatalogs und des Konzepts für

die Entwicklung oder den Erwerb eines obligatorischen Lehr-
mittels,

d. der Ausgestaltung der Lehrermitwirkung bei der Entwicklung und
der Beschaffung von obligatorischen Lehrmitteln,

e. der Freigabe von obligatorischen Lehrmittel durch den Bildungs-
rat.
2 Sie nimmt Stellung zu Vernehmlassungen und weiteren Rückmel-

dungen der Vertretung der Lehrpersonen.

c. Geschäfts-
stelle

§ 7. Das Volksschulamt führt die Geschäftsstelle der Lehrmittel-
kommission.
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Verordnung 
über den Lehrmittelverlag
(Änderung vom 20. August 2014)

Der Regierungsrat beschliesst:

Die Verordnung über den Lehrmittelverlag vom 19. August 1998
wird wie folgt geändert:

Kernleistung§ 2. 1 Der Lehrmittelverlag produziert, erwirbt und vertreibt
Lehrmittel sowie Unterrichtshilfen für die Zürcher Volksschule mit
dem Ziel der finanziellen Entlastung des Kantons und der Schul-
gemeinden.

Abs. 2 unverändert.

Begründung

1. Ausgangslage

Am 3. September 2012 hat der Bildungsrat den Schlussbericht zum
Projekt «Lehrmittelpolitik des Kantons Zürich» vom 16. Mai 2012 zur
Kenntnis genommen (Bericht Lehrmittelpolitik, BRB Nr. 35/2012). In
diesem Projekt wurde unter Einbezug aller Beteiligten im Schulfeld
ein neues Modell zur Lehrmittelwahl an der Volksschule, eine verbes-
serte Beteiligung der Lehrpersonen bei der Entwicklung neuer obliga-
torischer Lehrmittel und die Stärkung der institutionellen Mitsprache
der Lehrerorganisationen erarbeitet. Gestützt auf die Ergebnisse des
Projekts wurde in der Folge der Entwurf für einen Neuerlass der Lehr-
mittelverordnung für die Volksschule vom 5. Januar 2000 (LS 412.14)
erarbeitet.

Kernstück der Neuregelung ist die neue Aufgabe der kantonalen
Lehrmittelkommission (KLK). Sie soll künftig eine Plattform für die
Diskussion und Gewichtung von Rückmeldungen aus dem schulischen
Umfeld sein. Die KLK berät den Bildungsrat, das Volksschulamt und
den Lehrmittelverlag Zürich bei der grundlegenden Ausrichtung des
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Lehrmittelwesens. Zudem soll der Einbezug der Lehrerschaft bei der
Schaffung der Lehrmittel verstärkt werden, weshalb die KLK vergrös-
sert wird. 

2. Vernehmlassung

Am 12. Juli 2013 wurden die interessierten Kreise zur Vernehmlas-
sung über den Neuerlass der Lehrmittelverordnung eingeladen. Die
Neuregelung stiess bei allen Teilnehmenden auf Zustimmung. Zu ihnen
gehörten insbesondere die Lehrpersonenkonferenz der Volksschule des
Kantons Zürich (LKV), die Sekundarlehrkräfte des Kantons Zürich
(SekZH), der Zürcher Lehrerinnen- und Lehrerverband (ZLV), der
VPOD Sektion Zürich Lehrberufe, der Verband der Schulleiterinnen
und Schulleiter im Kanton Zürich (VSLZH), der Verband Zürcher
Schulpräsidien (VZS), die Lehrpersonenkonferenz der Berufsschulen
Kanton Zürich (LKB), die Lehrpersonenkonferenz der Mittelschulen
(LKM), die Pädagogische Hochschule Zürich (PHZH), die kantonale
Elternmitwirkungs-Organisation Zürich (KEO) und der Lehrmittel-
verlag Zürich.

SekZH, VSLZH, LKV, LKM, ZLV und VPOD begrüssen insbe-
sondere, dass die Lehrpersonen und Schulleitungen neu von Beginn
an in den Prozess der Lehrmittelschaffung eingebunden werden. Der
VSLZH und die KEO begrüssen ausdrücklich ihren Einsitz in der
KLK. 

3. Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen

3.1 Lehrmittelverordnung für die Volksschule

§ 1. Grundsatz
Der Bildungsrat legt die grundsätzliche Ausrichtung des Lehrmittel-

wesens fest und bestimmt die Leitsätze zur Lehrmittelpolitik (§ 22 des
Volksschulgesetzes vom 7. Februar 2005 [VSG, LS 412.100], vgl. auch
BRB Nr. 35/2013).

§ 2. Obligatorische Lehrmittel
a. Festlegung
Der Bildungsrat entscheidet, in welchen Fächern welche Lehrmit-

tel im Unterricht obligatorisch eingesetzt werden müssen. 
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§ 3. Planung 
Der Anforderungskatalog, über den gemäss lit. a der Bildungsrat

beschliesst, bildet die Grundlage für den Auftrag zur Erstellung eines
Konzeptes zur Entwicklung oder Beschaffung, Einführung, Nutzung
und Ablösung eines obligatorischen Lehrmittels. Während bisher zwi-
schen den Kategorien obligatorisch, provisorisch-obligatorisch und zu-
gelassen unterschieden wurde, gibt es neu nur noch die Kategorie der
obligatorischen Lehrmittel in bestimmten Fächern oder Fachberei-
chen. Dazu gehören Mathematik, Deutsch, Französisch, Englisch sowie
Religion und Kultur. 

Eine weitere Aufgabe nimmt der Bildungsrat gemäss lit. b durch
die Festlegung der mittelfristigen Lehrmittelplanung wahr, d.h., er ent-
scheidet unter anderem über die Lehrmittelobligatorien und erteilt
den Auftrag zur Entwicklung oder Beschaffung, Einführung, Nutzung
und Ablösung von obligatorischen Lehrmitteln. 

§ 4. b. Mitwirkung der Lehrpersonen der Volksschule
Die Bildungsdirektion stellt die Mitwirkung der Lehrpersonen der

Volksschule bei der Schaffung und Beschaffung von Lehrmitteln sicher.
Zudem informiert sie diese angemessen über die Planung im Bereich
der obligatorischen Lehrmittel.

§ 5. Lehrmittelkommission
a. Ernennung und Zusammensetzung
Der Bildungsrat ernennt die Mitglieder und die Präsidentin oder den

Präsidenten der Lehrmittelkommission. Neben der Volksschulstufe sind
gemäss Abs. 2 neu die Sekundarstufe II und die KEO vertreten. Die
Anzahl der Mitglieder der KLK wird deshalb vergrössert und auf
höchstens 19 Mitglieder festgelegt.

§ 60 VSG sieht die Mitwirkung privater Lehrerorganisationen vor,
die sich auch auf die Beschaffung und Schaffung von Lehrmitteln be-
zieht (Abs. 1 lit. b). Durch diese breitere Abstützung wird ein wesent-
liches Element der Mitwirkung seitens der Lehrerschaft gemäss dem
Bericht Lehrmittelpolitik umgesetzt.

§ 6. b. Aufgaben
Gemäss Abs. 1 soll die Kommission beratend tätig sein. Nach gelten-

dem Recht beschliesst die KLK die Drucklegung von Manuskripten
und leitet und koordiniert die gesamte Lehrmittelschaffung. Diese
Aufgaben übernimmt neu der Lehrmittelverlag Zürich (vgl. Bericht
Lehrmittelpolitik).
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Lit. a–e zählt abschliessend auf, in welchen Bereichen die KLK
dem Bildungsrat, dem Volksschulamt und dem Lehrmittelverlag bera-
tend zur Seite steht.

§ 7. c. Geschäftsstelle
Das Volksschulamt führt die Geschäftsstelle der Lehrmittelkom-

mission. Dies entspricht der bisherigen Regelung. 

3.2 Verordnung über den Lehrmittelverlag (Änderung)

Mit der neuen Aufgabe der Lehrmittelkommission ist § 2 der Ver-
ordnung über den Lehrmittelverlag anzupassen.

3.3 Lehrmittelverordnung für die Volksschule vom 5. Januar 2000
(Aufhebung)

Mit dem Neuerlass kann die Verordnung vom 5. Januar 2000 auf-
gehoben werden.

4. Inkraftsetzung

Die neue Lehrmittelverordnung soll auf den 1. November 2014 in
Kraft gesetzt werden. Auf das gleiche Datum erfolgen die Inkraftsetzung
der Änderung der Verordnung über den Lehrmittelverlag und die Auf-
hebung der Lehrmittelverordnung für die Volksschule vom 5. Januar
2000.

5. Finanzielle Auswirkungen

Die Kosten beschränken sich auf die Sitzungsgelder. Aufgrund der
geringeren Anzahl Sitzungen bewegen sich diese trotz Aufstockung
auf höchstens 19 Mitglieder im gleichen Rahmen wie bis anhin.


